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Praxishilfe ZeSo 11/2002

Wohnungssuche: Unterstützen über Gemeindegrenze hinaus?

Fragen aus der Praxis zur Anwendung der SKOS-Richtlinien

Frau A. wohnt mit zwei noch nicht
schulpflichtigen Kindern in der kleinen Gemeinde

O. Sie kommt ihren finanziellen Verpflichtungen

nur tälweise und mit Verzögerung nach.
So auch bä der Mietzinszahlu ng. Der Haus-

ägentümer leitet die Beträbung än und
verlangt die Zwangsräumung. Wenige Tage vor
dem Räumungstermin spricht Frau A. zum
ersten Mal bä der Sozialbehörde der
Gemeinde vor und verlangt Flilfe, da sie mittellos

und bald obdachlos sä. Die Abklärung
bäm Hausägentümer ergibt, dass dieser unter

känen Umständen berät ist, die Wohnung
wäterhin Frau A. zu vermieten. Eine andere

günstige Wohnung ist in der ganzen Ge-

mände nicht zu finden. Die Gemände reserviert

deshalbfür dieFamilie A. än Zimmer in
äner Notunterkunft in der nahen Stadt.

Frau A. wägert sich, das Zimmer zu beziehen

und zieht stattdessen zu ihrem Vater in äne
Nachbargemände. Dieser kann dieFamilie in
der klänen 2-Zimmer-Wohnung nur vorübergehend

aufnehmen. Frau A. besteht darauf,
die Gemände O. habe ihr so rasch ah möglich
äne Wohnung zur Verfügung zu stellen. Die

änzige fräe Wohnung kostet 1800 Franken

Miete, was die Sozialbehörde von O. nicht
übernehmen will. Sie stellt sich zudem auf
den Standpunkt, sie müsse Frau A. bä der

Wohnungssuche ausserhalb der Gemände
nicht unterstützen, da sie sich nicht dem Vor¬

wurf der Abschiebung aussetzen will. Sie

fragt sich auch, wie lange sie Frau A.
unterstützen muss, da sich diese ja nicht mehr in
der Gemände aufhält.

Beurteilung

Gemäss Kapitel B.3 der SKOS-Richtlinien

haben die Sozialhilfeorgane die
Aufgabe, Sozialhilfebezügerinnen und
-bezüger bei der Suche nach günstigem
Wohnraum aktiv zu unterstützen. Auch
wenn in der Gemeinde O. selbst keine
geeignete Wohnung vorhanden ist, so ist
diese dennoch verpflichtet, Frau A. in
der Wohnungssuche zu unterstützen
und zum Beispiel den ersten Mietzins
und ein allfälliges Mietzinsdepot zu
übernehmen (vgl. SKOS-Richtlinien
Kap. C 8). Weiter hat Frau A. zum
Ausdruck gebracht, dass sie nicht wegziehen
will. Solange sie keine neue Wohnung
gefunden hat und nur provisorisch und
mangels einer geeigneten Unterkunft
bei ihrem Vater lebt, bleibt die
Gemeinde O. weiterhin für die Unterstützung

zuständig.
Elisabeth Raaflaub

Mehr Praxisbäspiele online: www.skos.ch/
deutsch/neu/index.html
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